Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung der Altershilfe für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1063) erhält 
folgende Fassung: 

„ERSTER ABSCHNITT 

Anspruchsberechtigter Personenkreis 

§ 1 

(1) Altersgeld nach diesem Gesetz erhalten ehe- 
malige landwirtschaftliche Unternehmer sowie 
deren Witwen oder Witwer. 

(2) Unternehmer ist derjenige, für dessen Rech- 
nung das Unternehmen (Betrieb, Einrichtung oder 
Tätigkeit) geht. 

(3) Landwirtschaftliche Unternehmer sind alle 
Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft ein- 
schließlich des Wein-, Obst-, Gemüse- und Garten- 
baus, deren landwirtschaftliche Unternehmen eine 
auf Bodennutzung beruhende Existenzgrundlage 
bilden. 

(4) Eine Existenzgrundlage ist gegeben, wenn 
der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf des Unter- 
nehmens eine von der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse im Einvernehmen mit dem Gesamtverband 
der landwirtschaftlichen Alterskassen nach billigem 
Ermessen auf Grund der örtlichen oder bezirklichen 
Gegebenheit festzusetzende Mindesthöhe über- 
schreitet. Als Einheitswert gilt der von den Finanz- 
behörden ermittelte Ertragswert. Die von den 
Finanzbehörden festgestellten Zu- und Abschläge 


zum Ertragswert sind zu berücksichtigen. Der Min- 
destwert für Grundstücke mit Wohnhäusern bleibt 
außer Ansatz. Ist der Einheitswert des Gesamt- 
unternehmens nicht zu ermitteln, so ist von der ge- 
nutzten Fläche und dem durchschnittlichen Hektar- 
satz der Gemeinde auszugehen. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften für die Festsetzung der Mindesthöhe 
des Einheitswertes und des Arbeitsbedarfs im Sinne 
des Absatzes 4 zu erlassen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Leistungen 

Leistungsvoraussetzungen 

§ 2 

(1) Ein landwirtschaftlicher Unternehmer erhält 
Altersgeld, wenn er 

a) das 65. Lebensjahr vollendet hat, 

b) mindestens 180 Kalendermonate Beiträge 
an die landwirtschaftliche Alterskasse ge- 
zahlt hat und 

c) das Unternehmen abgegeben hat. 

(2) Abgabe im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe c ist eine Übergabe an den Hoferben oder ein 
sonstiger Verlust der Unternehmereigenschaft. Eine 
Abgabe des Unternehmens an den Ehegatten ist 
nicht Abgabe im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe c. 

(3) Eine Verpachtung gilt nur dann als Abgabe, 
wenn der Betrieb für einen Zeitraum von minde- 
stens sechs Jahren bei Erbberechtigten (Verwandte 
und Verschwägerte bis zum zweiten Grad) und 
zwölf Jahren bei anderen Personen verpachtet wird. 
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Der Vertrag muß schriftlich abgefaßt und der Ver- 
tragsabschluß der Landwirtschaftsbehörde angezeigt 
sein. 

(4) Betreibt ein Unternehmer mehrere Unterneh- 
men, so ist die Voraussetzung des Absatzes 1 Buch- 
stabe c nur erfüllt, wenn er sämtliche Unternehmen 
abgegeben hat. 

(5) Betreiben Ehegatten gemeinsam ein landwirt- 
schaftliches Unternehmen, so ist die Voraussetzung 
des Absatzes 1 Buchstabe c nur erfüllt, wenn beide 
Ehegatten das Unternehmen abgegeben haben. 

(6) Bei teilweiser Abgabe ist die Voraussetzung 
des Absatzes 1 Buchstabe c nur dann erfüllt, wenn 
der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf des nicht 
abgegebenen Teils 25 vom Hundert des Unterneh- 
mens und die nach § 1 Abs. 4 festzusetzende Min- 
desthöhe nicht überschreitet. Das abgegebene Un- 
ternehmen darf durch das Zurückbehalten von 
Unternehmensteilen die nach § 1 Abs. 4 festzuset- 
zende Mindesthöhe nicht unterschreiten. 

(7) Für Pächter gilt Absatz 6 bei teilweiser Pacht- 
abgabe oder Mitpacht sinngemäß. 

(8) Die Verpflichtung zur Abgabe des Unterneh- 
mens (Absatz 1 Buchstabe c) entfällt, wenn der Un- 
ternehmer nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
den Betrieb weiterführt, weil der nach Gesetz oder 
Brauch berechtigte Eloferbe das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat; sie entfällt ferner für Pächter, 
wenn der Pachtvertrag vor dem 1. Oktober 1957 
abgeschlossen wurde und über das 65. Lebensjahr 
hinaus ohne Rücktritts recht läuft, sofern ein Erbe, 
der in das Pachtverhältnis eintreten kann, nicht 
vorhanden ist. 

(9) Altersgeld erhalten ferner Vertriebene im 
Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenengeset- 
zes und deren Hinterbliebene, wenn sie bis zu ihrer 
Vertreibung landwirtschaftliche Unternehmer 
waren, im Zeitpunkt der Vertreibung das 50. Le- 
bensjahr schon vollendet hatten und im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nicht wieder als landwirt- 
schaftliche Unternehmer tätig wurden. 

§ 3 

(1) Die Witwe eines landwirtschaftlichen Unter- 
nehmers erhält Altersgeld, wenn 

a) der verstorbene Ehegatte Anspruch auf 
Altersgeld hatte und die Ehe vor Voll- 
endung seines 65. Lebensjahres geschlos- 
sen war, ‘oder 

b) sie das 60. Lebensjahr vollendet und der 
verstorbene Unternehmer für mindestens 
180 Kalendermonate Beiträge an die land- 
wirtschaftliche Alterskasse gezahlt hat. 
Auf die 180 Kalendermonate werden auch 
Beiträge angerechnet, die die Witwe nach 
dem Tode des Unternehmers entrichtet 
hat. 

(2) Absatz 1 gilt für den Witwer eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmers entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß er Altersgeld erst nach Vollendung des 
65. Lebensjahres erhält. 


II öhe des Altersgeldes 
§ 4 

(1) Das Altersgeld beträgt für den verheirateten 
Berechtigten 60 Deutsche Mark, für den unverhei- 
rateten Berechtigten 40 Deutsche Mark monatlich. 

(2) Ehegatten, die gemeinsam ein landwirtschaft- 
liches Unternehmen betrieben haben, steht nur ein 
Altersgeld zu. Anspruchsberechtigt ist derjenige 
Ehegatte, der das Unternehmen überwiegend gelei- 
tet hat (§ 8 Abs. 5). Bei Tod des nicht anspruchs- 
berechtigten Ehegatten gilt § 3. 

(3) Steht beiden Ehegatten ein Anspruch auf Al- 
tersgeld zu, so erhält jeder Ehegatte das Alters- 
geld eines verheirateten Berechtigten. 

(4) Mehrere Ansprüche auf Altersgeld, die in 
einer Person Zusammentreffen, bleiben voneinander 
unberührt. 

M e’h rleistungen 
§ 5 

Die Vertreterversammlung des Gesamtverban- 
des der landwirtschatflichen Alterskassen kann 
durch Beschluß einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der stimmberechtigten Mitglieder ein erhöhtes Al- 
tersgeld festsetzen. Der Vomhundertsatz der Ver- 
änderung des Altersgeldes darf seit der letzten 
Festsetzung den Vomhundertsatz der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 1255 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung) im gleichen 
Zeitraum nicht übersteigen. 

Allgemeine Vorschriften über das 
Altersgeld 

§ 6 

(1) Der Anspruch auf Altersgeld richtet sich 
gegen die landwirtschaftliche Alterskasse, zu der 
zuletzt Beiträge entrichtet worden sind. 

(2) Das Altersgeld wird vom Beginn des Monats 
an gewährt, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind, wenn der Antrag innerhalb von drei Monaten 
nach diesem Zeitpunkt gestellt wird, andernfalls 
vom Beginn des Monats, in dem der Antrag gestellt 
wird. 

(3) Die §§ 1283, 1284, 1288, 1289, 1291 und 1294 
der Reichsversicherungsordnung finden entspre- 
chende Anwendung. 

(4) übernimmt ein Altersgeldberechtigter land- 
wirtschaftliche Unternehmen oder Unternehmens- 
teile, deren Einheitswert oder Arbeitsbedarf zusam- 
men mit demjenigen etwa zurückbehaltener Un- 
ternehmensteile die nach § 1 Abs. 4 festzusetzende 
Mindesthöhe überschreitet, so ruht der Anspruch 
auf Altersgeld vom Beginn des folgenden Monats 
an. Der Berechtigte hat der landwirtschaftlichen Al- 
terskasse die Übernahme eines landwirtschaftlichen 
Unternehmens innerhalb von vier Wochen anzu- 
zeigen. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Aufbringung der Mittel 

Beiträge 

§ 7 

(1) Die Mittel zur Durchführung dieses Gesetzes 
einschließlich der Verwaltungskosten werden durch 
Beiträge aufgebracht. 

(2) Die Beiträge sind Monatsbeiträge. Die Zahl- 
tage werden durch die Satzung bestimmt; sie dür- 
fen nicht länger als drei Monate auseinanderliegen. 

(3) Für den Beitragseinzug der Alterskasse gel- 
ten die Vorschriften über den Beitragseinzug zur 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft. Die Sat- 
zung der Alterskasse kann Näheres, auch Abwei- 
chendes bestimmen. § 1424 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend. 

Kreis der Beitragspflichtigen 

§ 8 

(1) Beitragspflichtig ist jeder landwirtschaftliche 

Unternehmer (§ 1). I 

(2) Beitragspflichtige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer, die wegen einer regelmäßigen Beschäfti- | 
gung oder Tätigkeit versicherungspflichtig in der i 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Rentenver- ! 
Sicherung der Angestellten, der knappschaftlichen 
Rentenversicherung oder der Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk sind oder aus einem sol- 
chen Versicherungsverhältnis eine Rente beziehen, 
sind auf Antrag von der Beitragspflicht zu befreien. 
Die Befreiung kann nur erfolgen, wenn der Vor- 
gänger im Unternehmen und dessen Ehegatte ver- 
storben sind oder wenn diese gegenüber der Alters- 
kasse schriftlich auf ihren Anspruch auf Altersgeld 
verzichten. § 1229 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 und § 1230 der 
Reichsversicherungsordnung finden Anwendung. 

(3) Beitragspflichtige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer, die von dem Recht der freiwilligen Wei- 
terversicherung in einer der in Absatz 2 genann- 
ten Versicherungen Gebrauch machen, sind auf An- 
trag von der Beitragspflicht zu befreien. 

(4) Jeder landwirtschaftliche Unternehmer zahlt 
nur einen Beitrag, sofern er nicht mehrere landwirt- 
schaftliche Unternehmen betreibt, die getrennt be- 
wirtschaftet werden. 

(5) Betreiben Ehegatten oder Verwandte bis zum 
dritten Grad oder Verschwägerte bis zum zweiten 
Grad gemeinsam hauptberuflich ein landwirtschaft- 
liches Unternehmen, so ist nur ein Beitrag zu zah- 
len; beitragspflichtig ist derjenige Ehegatte, Ver- 
wandte oder Verschwägerte, der das Unternehmen 
vorwiegend leitet. 

Höhe des Beitrags 
§ 9 

(1) Der Beitrag ist für alle Beitragspflichtigen 
gleich hoch. 


(2) Die Höhe des Beitrags ist für sämtliche land- 
wirtschaftlichen Alterskassen von der Vertreterver- 
sammlung des Gesamtverbandes der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen für einen Zeitraum von jeweils 
fünf Jahren festzusetzen. Sie ist so zu bemessen, 
daß die Summe aller in diesem Zeitraum eingehen- 
den Beiträge und der sonstigen Einnahmen der 
Alterskasse die nach diesem Gesetz im jeweiligen 
Jahrfünft entstehenden Aufwendungen einschließ- 
lich der Verwaltungskosten deckt. 

Entrichtung des Beitrags 

§ 10 

(1) Die Beiträge sind an die Alterskasse abzu- 
führen, die bei der für den Unternehmer zuständi- 
gen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft be- 
steht. 

(2) Betreibt ein Beitragspflichtiger mehrere land- 
wirtschaftliche Unternehmen (§ 8 Abs. 4), so hat er 
die Beiträge an die Alterskasse zu entrichten, die 
für das jeweilige Unternehmen zuständig ist. 

(3) Den Beitragspflichtigen ist nach Ablauf jedes 
Kalenderjahres ein Nachweis über die geleisteten 
Beiträge zu erteilen. Das Nähere bestimmt die Sat- 
zung des Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen 
Alterskassen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Landwirtschaftliche Alterskassen 

Errichtung der landwirtschaftlichen 
Alterskassen 

§ H 

(1) Als Träger der Altershilfe wird bei jeder 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft eine land- 
wirtschaftliche Alterskasse errichtet. 

(2) Die landwirtschaftlichen Alterskassen sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

Mitgliedschaft; Unternehmer- 
verzeichnis 

§ 12 

(1) Mitglied der landwirtschaftlichen Alterskasse 
ist jeder landwirtschaftliche Unternehmer (§1), des- 
sen Unternehmen im Bereich der Alterskasse sei- 
nen Sitz hat. 

(2) Die landwirtschaftlichen Alterskassen haben 
Mitgliederverzeichnisse zu führen. 

(3) Jeder landwirtschaftliche Unternehmer ist ver- 
pflichtet, der landwirtschaftlichen Alterskasse auf 
Verlangen über seine Verhältnisse Auskunft zu ge- 
ben, soweit sie für die Mitgliedschaft zur landwirt- 
schaftlichen Alterskasse von Bedeutung sind. Die 
landwirtschaftliche Alterskasse kann den Unterneh- 
mer durch Zwangsgeld zur Erfüllung der Auskunfts- 
pflicht anhalten. 
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Aufsicht über die Alterskassen 
§ 13 

Die Aufsicht über die Alterskassen führt die für 
die Aufsicht über die landwirtschaftliche Berufs- 
genossenschaft, bei der die Alterskasse errichtet ist, 
zuständige Stelle. Ihr obliegt auch die Genehmi- 
gung der Satzung und des Haushaltsplans. 


Organe der Geschäftsführung 
§ 14 

(1) Organe der Selbstverwaltung der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen sind die Organe der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, bei denen 
sie errichtet sind. In Angelegenheiten dieses Geset- 
zes wirken die Vertreter der Arbeitnehmer nicht 
mit. 

(2) Geschäftsführer der Alterskasse ist der Ge- 
schäftsführer der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaft, bei der sie errichtet ist. 


Erstattung von Verwaltungskosten 
§ 15 

Verwaltungskosten, die einer landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft auf Grund dieses Gesetzes 
entstehen, sind ihr von der bei ihr errichteten land- 
wirtschaftlichen Alterskasse zu erstatten. 


Gemeinlastverfahren 

§'16 

(1) Die landwirtschaftlichen Alterskassen tragen 
sämtliche nach diesem Gesetz entstehenden Auf- 
wendungen gemeinsam. 

(2) Der Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen verteilt die Aufwendungen auf die 
landwirtschaftlichen Alterskassen und führt den 
Ausgleich unter ihnen durch. Die landwirtschaft- 
lichen Alterskassen haben die danach zu erstatten- 
den Beträge in angemessener Frist nach dem Emp- 
fang der Zahlungsaufforderung zu zahlen. Das Nä- 
here bestimmt die Satzung des Gesamtverbandes. 

Ges amt verband der landwirtschaft- 
lichen Alterskassen 


(1) Bei dem Bundesverband der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften wird der Gesamtver- : 
band der landwirtschaftlichen Alterskassen errich- | 
tet. Der Gesamtverband ist eine Körperschaft des j 
öffentlichen Rechts. 

(2) Mitglieder des Gesamtverbandes sind die 
landwirtschaftlichen Alterskassen. 


(3) Dem Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen obliegt die Förderung der gemeinsa- 
men Aufgaben der landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen, die Durchführung des finanziellen Ausgleichs 
unter den landwirtschaftlichen Alterskassen gemäß 
§ 16 sowie die Durchführung der ihm durch dieses 
Gesetz weiterhin zugewiesenen Aufgaben. 

(4) Die Alterskassen haben dem Gesamtverband 
der Alterskassen die ihm zur Durchführung seiner 
Aufgaben notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

(5) Die Aufsicht über den Gesamtverband der 
landwirtschaftlichen Alterskassen führt das Bundes- 
versicherungsamt. Ihm obliegt auch die Genehmi- 
gung der Satzung und des Haushaltsplans. 

(6) Der Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen erhebt zur Finanzierung der ihm über- 
tragenen Aufgaben von seinen Mitgliedern eine 
Umlage, deren Höhe von der Vertreterversamm- 
lung des Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen 
Alterskassen festgesetzt wird. 


Organe des Gesamtverbandes 
§ 18 

(1) Organe der Selbstverwaltung des Gesamtver- 
bandes sind die Vertreterversammlung und der 
Vorstand. 

(2) Jede landwirtschaftliche Alterskasse entsen- 
det in die Vertreterversammlung des Gesamtver- 
bandes der landwirtschaftlichen Alterskassen zwei 
Mitglieder ihres Vorstandes, die von diesem ge- 
wählt sind. Eines dieser Mitglieder muß Selbstän- 
diger ohne fremde Arbeitskräfte sein. Für jedes 
Mitglied ist aus dem Kreis der Vorstandsmitglieder 
oder der stellvertretenden Vorstandsmitglieder ein 
Stellvertreter zu wählen. 

(3) Der Vertreterversammlung des Gesamtver- 
bandes obliegt 

1. die Wahl der Mitglieder des Vorstandes 
und ihrer Stellvertreter; 

2. die Aufstellung und die Änderung der 
Satzung; 

3. die Festsetzung des Haushaltsplans; 

4. die Prüfung und Abnahme der Jahres- 
rechnung; 

5. die Entlastung des Vorstandes und des 
Geschäftsführers ; 

6. die Beschlußfassung über die Geschäfts- 
ordnung der Vertreterversammlung; 

7. die Festsetzung der Beitragshöhe nach § 9 
Abs. 2; 

8. die Änderung der Höhe des Altersgeldes 
nach § 5; 

9. die Erfüllung sonstiger ihr durch Gesetz 
oder Satzung zugewiesener Aufgaben. 
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Vorstand und Geschäftsführung 
des Gesamtverbandes 

§ 19 

(1) Der Vorstand besteht aus sechs von der Ver- 
treterversammlung aus ihrer Mitte zu wählenden Mit- 
gliedern, von denen drei Selbständige ohne fremde 
Arbeitskräfte sein müssen. Für jedes Vorstandsmit- 
glied wird ein Stellvertreter gewählt. Aus einer Al- 
terskasse kann nur ein Vorstandsmitglied oder ein 
Stellvertreter gewählt werden. 

(2) Geschäftsführer des Gesamtverbandes ist der 
Geschäftsführer des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften. 

Betriebsmittel 
§ 20 

(1) Der Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen hat Betriebsmittel anzusammeln. 

(2) Die Betriebsmittel des Gesamtverbandes sind 
für den Ausgleich unterschiedlicher Beitragseinnah- 
men einzelner Alterskassen während eines Ge- 
schäftsjahres und unterschiedlicher Aufwendungen 
aller Alterskassen in aufeinanderfolgenden Ge- 
schäftsjahren bestimmt. 

(3) Die Betriebsmittel des Gesamtverbandes sol- 
len das Dreifache der von der Gesamtheit der land- 
wirtschaftlichen Alterskassen zu deckenden monat- 
lichen Aufwendungen für das Altersgeld nach dem 
Durchschnitt der drei vorhergehenden Geschäfts- 
jahre nicht übersteigen. 

(4) Jede landwirtschaftliche Alterskasse kann 
Betriebsmittel ansammeln. 

(5) Die Betriebsmittel der landwirtschaftlichen 
Alterskasse sind für den Ausgleich unterschied- 
licher Beitragseinnahmen innerhalb eines Geschäfts- 
jahres bestimmt. Sie sollen die Höhe des sechs- 
fachen Monatsbedarfs der von der landwirtschaft- 
lichen Alterskasse zu deckenden Aufwendungen 
nicht übersteigen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Weiterentrichtung von Beiträgen 

§ 21 

(1) Personen, die nach diesem Gesetz mindestens 
60 Kalendermonate beitragspflichtig waren, sowie 
deren Witwen oder Witwer können innerhalb von 
zwei Jahren nach dem Ende der Beitragspflicht ge- 
genüber der landwirtschaftlichen Alterskasse erklä- 
ren, daß sie die Entrichtung von Beiträgen fortset-’ 
zen wollen. Die Erklärung begründet Beitragspflicht 
vom Beginn des Monats an, in dem sie abgegeben 
wird, bis zur Vollendung des 60. oder 65. Lebens- 
jahres. 

(2) Im Falle der Fortsetzung der Entrichtung von 
Beiträgen gemäß Absatz 1 sind diese nach Voll- 
endung des 60. oder 65. Lebensjahres vom Alters- 
geld so lange abzuziehen, bis für insgesamt 180 Ka- 
lendermonate Beiträge entrichtet sind. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verfahrens- und Ordnungsvorschriften 

Verfahrensvorschriften 
§ 22 

Für das Verwaltungsverfahren und die Auszah- 
lung des Altersgeldes finden die für die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften geltenden Be- 
stimmungen entsprechende Anwendung. Die Bewil- 
ligung des Altersgeldes erfolgt auf Antrag. 

Rechtsweg 
§ 23 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten dieses Gesetzes sind Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der Sozialversicherung im Sinne des 
§ 51 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 23. August 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 613). 

Strafen 
§ 24 

(1) Die Strafvorschriften der §§ 142 bis 145 der 
Reichsversicherungsordnung finden Anwendung. 

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. es unterläßt, die in § 6 Abs. 4 Satz 2 vor- 
geschriebene Anzeige zu erstatten oder 

2. die Pflicht zur Auskunft nach § J2 Abs. 3 
nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt oder 
unrichtige Auskünfte gibt, 

kann vom Vorstand der landwirtschaftlichen Alters- 
kasse mit einer Ordnungsstrafe in Geld bis zu 
100 Deutsche Mark belegt werden. §§ 146 bis 148 
der Reichsversicherungsordnung gelten sinngemäß. 

Anwendung sonstiger Vorschriften 
§ 25 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, finden die für die landwirtschaftliche Un- 
fallversicherung jeweils geltenden Vorschriften des 
Ersten, Dritten und Sechsten Buchs der Reichsver- 
sicherungsordnung, des Selbstverwaltungsgesetzes 
und des Sozialgerichtsgesetzes nebst den Vorschrif- 
ten zu ihrer Durchführung mit Ausnahme de? 
Strafvorschriften sinngemäß Anwendung. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Anrechnung auf Altenteilbeträge 
§ 26 

Hat ein ehemaliger landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch 
auf Zahlung eines Geldbetrages aus einem Alten- 
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teilsvertrag, so ist der verpflichtete Unternehmer 
berechtigt, diesen Betrag bis zur Hohe des nach 
§ 9 zu zahlenden Beitrags zu kürzen, wenn 

a) der verpflichtete Unternehmer nach diesem 
Gesetz beitragspflichtig ist und 

b) der verpflichtete Unternehmer innerhalb von 
zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes schriftlich gegenüber der Landwirt- 
schaftsbehörde und dem Anspruchsberechtig- 
ten erklärt hat, daß er von dem Kürzungs- 
recht Gebrauch machen will, und 

c) der Anspruchsberechtigte Altersgeld nach die- 
sem Gesetz erhält. 

Altersgeldzahlung 
bei Nichterfüllung der 

Leistungsvoraussetzungen 

§ 27 

(1) Ein ehemaliger landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, der am 1. Oktober 1957 die Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 1 Buchstabe c erfüllt hatte, erhält 
Altersgeld, wenn er 

a) das 65. Lebensjahr vollendet hat, 

b) während der 20 Jahre, die der Abgabe 
eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
liegenden Unternehmens vorausgegangen 
sind, mindestens 15 Jahre landwirtschaft- 
licher Unternehmer im Sinne des § 1 war. 

(2) Auf den Zeitraum von 15 Jahren im Sinne 
des Absatzes 1 Buchstabe b sind die in § 1251 der 
Reichsversicherungsordnung genannten Ersatzzei- 
ten anzurechnen. 

(3) Bei Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bun- 
desvertriebenengesetzes, die vor der Vertreibung 
landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 
waren, ist auf den Zeitraum von 15 Jahren im 
Sinne des Absatzes 1 Buchstabe b diese Zeit der 
Tätigkeit als landwirtschaftlicher Unternehmer, so- 
wie die Zeit zwischen dem 31. Dezember 1946 und 
dem Beginn einer Tätigkeit als landwirtschaftlicher 
Unternehmer im Sinne des § 1 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes anzurechnen. 

(4) Bezieht ein nach Absatz 1 Altersgeldberech- 
tigter eine Rente aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen oder der Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk oder erhält er Versorgungs- 
bezüge, die an Beamte oder nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen gewährt werden, so wird das 
Altersgeld der landwirtschaftlichen Alterskasse um 
den monatlichen Beitragssatz so lange gekürzt, bis 
für insgesamt 180 Kalendermonate Beiträge entrich- 
tet sind. 

(5) Witwen und Witwer der in Absatz 1 genann- 
ten Personen erhalten Altersgeld, wenn 

a) die Witwe das 60. oder der Witwer das 
65. Lebensjahr vollendet hat und 

b) der verstorbene Ehegatte die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Buchstabe b erfüllt 
hat. 

Absätze 2 bis 4 finden Anwendung. 


§ 28 

(1) Personen, die am 1. Oktober 1957 das 50. 
Lebensjahr vollendet hatten und an diesem Tage 
landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 
waren, erhalten Altersgeld, wenn sie 

a) das 60. bzw. 65. Lebensjahr vollendet 
haben und 

b) die Voraussetzung des § 27 Abs. 1 Buch- 
stabe b erfüllen und 

c) das Unternehmen abgegeben haben. 

(2) Ist der Nachfolger im Unternehmen nicht bei- 
tragspflichtig, so liegt eine Abgabe im Sinne des 
Absatzes 1 Buchstabe c nur dann vor, wenn von 
einer durch die oberste Landesbehörde bestimmten 
Behörde bescheinigt wird, daß das Unternehmen für 
Zwecke der Agrarstrukturverbesserung abgegeben 
worden ist oder die Bereitwilligkeit des Unterneh- 
mers zur Abgabe für diese Zwecke Vorgelegen hat 
oder daß das Unternehmen aus einem vom Unter- 
nehmer nicht zu vertretenden Grunde abgegeben 
worden ist. 

(3) Bezieht ein nach Absatz 1 Altersgeldberech- 
tigter eine Rente aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen oder der Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk oder erhält er Versorgungsbe- 
züge, die an Beamte oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen gewährt werden, so wird das Alters- 
geld der landwirtschaftlichen Alterskasse um den 
monatlichen Beitragssatz so lange gekürzt, bis für 
180 Kalendermonate insgesamt Beiträge entrichtet 
sind. 

(4) § 27 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(5) Witwen und Witwer der in Absatz 1 genann- 
ten Personen erhalten Altersgeld, wenn 

a) sie selbst nicht landwirtschaftliche Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 sind und 

b) die Witwe das 60. oder der Witwer das 
65. Lebensjahr vollendet hat und 

c) der verstorbene Ehegatte die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 erfüllt hat. 

Absätze 2 bis 4 finden Anwendung. 

Übergangsregelung für Inhaber 
privater Rentenversicherungs- 
verträge 

§ 29 

Beitragspflichtige landwirtschaftliche Unterneh- 
mer, die bis 1. Januar 1957 mit einer öffentlichen 
oder privaten Versicherungsunternehmung einen 
Versicherungsvertrag abgeschlossen haben, auf 
Grund dessen für den Fall des Todes oder des Er- 
lebens des 65. Lebensjahres ein Anspruch auf Zah- 
lung einer Rente 

a) für den Erlebensfall in Flöhe von mindestens 
50 Deutsche Mark und 

b) für den Todesfall in Höhe von mindestens 
30 Deutsche Mark an den überlebenden Ehe- 
gatten 
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gegeben ist, sind auf Antrag von der Beitragspflicht 
nach diesem Gesetz zu befreien, wenn 

a) der Antrag innerhalb von zwölf Monaten nach ' 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt wird 
und 

b) der Vorgänger im Unternehmen und dessen 
Ehegatte verstorben sind oder gegenüber der j 
Alterskasse schriftlich erklären, daß sie auf ! 
Altersgeldansprüche verzichten. 

Erstes M i t g 1 i e d e r v e r z e i c h n i s 

§ 30 ! 

Bei der ersten Aufstellung des Mitgliederver- j 
zeichnisses (§ 12) haben die Gemeinden sowie die j 
Landwirtschaftsbehörden mitzuwirken. 

Behandlung laufender A 1 1 e r s g e 1 d e r | 
§ 31 

Ein Altersgeld, das vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bewilligt und wegen Bezugs einer Rente 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 
der Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
oder von Versorgungsbezügen, die an Beamte oder 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen gewährt wer- 
den, gekürzt worden ist, ist nach Maßgabe des § 27 
Abs. 4 oder des § 28 Abs. 3 neu zu berechnen. Die 
Neuberechnung wird am Ersten des dritten Monats, 
der auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgt, 
wirksam. 

Regelung der Finanzierung 
§ 32 

(1) Der nach § 9 Abs. 2 festzusetzende Beitrag 
beträgt bis zum 30. September 1962 12 Deutsche 
Mark monatlich. 

(2) übersteigen bis zum 30. September 1962 die 
nach diesem Gesetz entstehenden Aufwendungen 
die Summe aller in diesem Zeitraum zu entrichten- 
den Beiträge, so leistet der Bund einen Zuschuß in 
Höhe des sich ergebenden Fehlbetrages an den Ge- 
samtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen. 

(3) Fehlbeträge, die nach dem 1. Oktober 1962 
entstehen, werden durch einen Bundeszuschuß ge- 
deckt, wenn sie sich ergeben durch Altersgeldzah- 
lung 

a) an ehemalige landwirtschaftliche Unter- 
nehmen oder deren Hinterbliebene, bei 
denen das landwirtschaftliche Unterneh- 
men, das sie betrieben haben, ausgelau- 
fen oder aufgelöst ist, 

b) an ehemalige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer und deren Hinterbliebene, die 


Vertriebene im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes sind und die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach 
der Vertreibung nicht wieder landwirt- 
schaftliche Unternehmer gewesen sind. 

Bundesgarantie 
§ 33 

Auf die landwirtschaftlichen Alterskassen sind 
die Bestimmungen des § 1384 der Reichsversiche- 
rungsordnung entsprechend anzuwenden." 


Artikel 2 

(1) Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) vom 20. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 791), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061) wird wie 
folgt geändert: 

In § 33 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 7 angefügt: 

„Als sonstiges Einkommen gelten nicht Leistun- 
gen auf Grund des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte." 

(2) Das Gesetz über den Lastenausgleich (Lasten- 
ausgleichsgesetz) vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz vom 29. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 545) 
wird wie folgt geändert: 

In § 267 Abs. 2 wird folgende neue Nummer 7 ein- 
gefügt: 

„7. Als Einkünfte gelten nicht Leistungen auf 
Grund des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 9. Oktober 1959 


Weber (Georgenau) 
Mauk 

Dr. Mende und Fraktion 


7 



